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B-VG Art.133 Abs4

FPG §66 Abs1

NAG 855 Abs3

VWGVG §27

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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FPG § 66 heute

FPG § 66 glltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

FPG § 66 glltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
FPG § 66 glltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
FPG § 66 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
FPG § 66 glltig von 01.01.2006 bis 31.03.2009

IS o

NAG 8 55 heute

NAG 8 55 gultig ab 19.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

NAG § 55 gultig von 01.10.2017 bis 18.10.2017 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 84/2017
NAG 8 55 gultig von 20.07.2015 bis 30.09.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
NAG § 55 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012
NAG § 55 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
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7. NAG 8 55 giiltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

8. NAG 8§ 55 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. VWGVG 8 27 heute

2. VWGVG § 27 glltig ab 21.07.2023 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 88/2023

3. VwWGVG § 27 glltig von 01.01.2019 bis 20.07.2023zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
4. VwGVG § 27 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
VwGVG 8§ 28 guiltig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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Spruch
G307 2126601-1/2E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD als Einzelrichter Gber die Beschwerde
der XXXX, geb. XXXX, StA: Rumanien, vertreten durch XXXX in XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes flr
Fremdenwesen und Asyl vom 28.04.2016, Zahl XXXX beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter
Mag. Markus MAYRHOLD als Einzelrichter tber die Beschwerde der rémisch 40 , geb. rémisch 40 , StA: Rumanien,
vertreten durch romisch 40 in rémisch 40 , gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom
28.04.2016, Zahl romisch 40 beschlossen:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und der bekampfte Bescheid gemal3 88 27, 28 Abs. 2 VwWGVG aufgehobenDer
Beschwerde wird stattgegeben und der bekampfte Bescheid gemaR Paragraphen 27, 28, Absatz 2, VwGVG
aufgehoben.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Schreiben vom 01.09.2015 verstandigte die Abteilung 35 des Magistrats der Stadt XXXX (im Folgenden: MA 35)
das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) Uber den von Seiten der Beschwerdeflhrerin (im
Folgenden BF) gestellten Antrag auf Ausstellung einer Anmeldebescheinigung. Aus diesem Grund werde gemal3 8 55
Abs. 3 NAG um Uberprifung hinsichtlich einer méglichen Aufenthaltsbeendigung ersuchtl. Mit Schreiben vom
01.09.2015 verstandigte die Abteilung 35 des Magistrats der Stadt rémisch 40 (im Folgenden: MA 35) das Bundesamt
fir Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) Uber den von Seiten der Beschwerdefiihrerin (im Folgenden BF)
gestellten Antrag auf Ausstellung einer Anmeldebescheinigung. Aus diesem Grund werde gemadf3 Paragraph 55, Absatz
3, NAG um Uberprufung hinsichtlich einer méglichen Aufenthaltsbeendigung ersucht.

2. Am 10.02.2016 wurde die BF vor dem BFA, Regionaldirektion Wien zur Erlassung aufenthaltsbeendender
MaBnahmen befragt.

3. Mit dem im Spruch angeflihrten Bescheid des BFA, der BF personlich zugestellt am 05.02.2016, wurde die BF gemal3
8 66 Abs. 1 FPG iVm 8 55 Abs. 3 NAG aus dem osterreichischen Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt 1) und ihr
gemal § 70 Abs. 3 FPG ein Durchsetzungsaufschub eines Monats ab Durchsetzbarkeit dieser Entscheidung erteilt
(Spruchpunkt I1.).3. Mit dem im Spruch angefuhrten Bescheid des BFA, der BF personlich zugestellt am 05.02.2016,
wurde die BF gemall Paragraph 66, Absatz eins, FPG in Verbindung mit Paragraph 55, Absatz 3, NAG aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.) und ihr gemal Paragraph 70, Absatz 3, FPG
ein Durchsetzungsaufschub eines Monats ab Durchsetzbarkeit dieser Entscheidung erteilt (Spruchpunkt rémisch

zwei.).
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4. Gegen diesen Bescheid erhob die BF mit Schreiben vom 13.05.2016 Beschwerde, welche am selben Tag beim BFA
einlangte. Darin wurde beantragt, den Bescheid der belangten Behorde ersatzlos zu beheben und eine mundliche

Beschwerdeverhandlung anzuberaumen.

5. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden vom BFA am 28.05.2016
vorgelegt und sind am 23.05.2016 beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Die BF fuhrt die im Spruch angegebene Identitdt (Name und Geburtsdatum) und ist rumanische Staatsburgerin.
Die BF war innerhalb folgender Zeiten und mit folgenden Wohnsitzmerkmalen im Bundesgebiet gemeldet:
? vom XXXX2006 bis XXXX2006 mit Nebenwohnsitz

? vom XXXX2006 bis XXXX2007 mit Nebenwohnsitz

? vom XXXX2012 bis XXXX2013 mit Nebenwohnsitz

? vom XXXX2012 bis XXXX2012 mit Hauptwohnsitz

? vom XXXX2015 bis XXXX2015 als obdachlos

? vom XXXX2013 bis XXXX2014 mit Hauptwohnsitz

? vom XXXX2014 bis XXXX2015 mit Hauptwohnsitz

? vom XXXX2015 bis XXXX2015 mit Hauptwohnsitz und

? seit XXXX2015 mit Hauptwohnsitz

1.2. Es konnte weder festgestellt werden, dass die BF mit XXXX eine Lebensgemeinschaft fihrt noch dessen Pflege im
Rahmen einer erlaubten beruflichen Tatigkeit entgeltlich ausibt.1.2. Es konnte weder festgestellt werden, dass die BF
mit rémisch 40 eine Lebensgemeinschaft fihrt noch dessen Pflege im Rahmen einer erlaubten beruflichen Tatigkeit
entgeltlich ausubt.

1.3. Die BF ist derzeit bei der XXXX geringflgig beschaftigt. Sie bezieht aus Rumanien eine Pension in der Hohe von €
114,54 netto monatlich.1.3. Die BF ist derzeit bei der romisch 40 geringflgig beschaftigt. Sie bezieht aus Rumanien eine
Pension in der Hohe von € 114,54 netto monatlich.

1.4. Es konnte nicht festgestellt werden, dass die BF Uber Deutschkenntnisse eines bestimmten Niveaus verfugt.
1.5. Die BF ist strafrechtlich unbescholten.
2. Beweiswurdigung:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.Der oben unter Punkt rémisch eins. angefihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

Soweit in der gegenstandlichen Rechtssache Feststellungen zu Identitat (Namen, Geburtsdatum) und
Staatsangehorigkeit der BF getroffen wurden, beruhen diese auf den im angefochtenen Bescheid getroffenen
Feststellungen, denen in der gegenstandlichen Beschwerde nicht entgegengetreten wurde. Die BF legte zum Beweis
ihrer Identitat einen auf ihren Namen ausgestellten rumanischen Reisepass vor, an dessen Echtheit und Richtigkeit
keine Zweifel aufgekommen sind.

Die aktuelle Unterkunftnahme und die bisherigen Meldungen im Bundesgebiet ergeben sich aus dem Inhalt des
aktuellen Auszugs aus dem Zentralen Melderegister (ZMR).

Die aktuelle Erwerbstatigkeit der BF ist dem Sozialversicherungsdatenauszug vom 09.08.2016 zu entnehmen. Die
derzeitige Hohe der aus Rumanien bezogenen Pension folgt dem von der MA 35 an die BF gerichteten Schreiben vom
10.08.2015.



Der Umstand, es habe nicht festgestellt werden kdnnen, dass die BF die entgeltliche Pflege des XXXX ausubt, ergibt
sich daraus, dass die BF weder eine berufliche Berechtigung zur Austibung der Pflege noch eine glaubhafte
Bestatigung Uber das hiefur angeblich erhaltene Entgelt vorgelegt hat. Die Behauptung, den Genannten zu pflegen,
allein, reicht nicht hin, um den Beweis dafir zu liefern. Ebenso konnte die BF keine Lebensgemeinschaft mit XXXX
untermauern, liefert die Meldung in seiner Unterkunft flr sich genommen noch keine Bescheinigung hieflr.Der
Umstand, es habe nicht festgestellt werden kénnen, dass die BF die entgeltliche Pflege des romisch 40 ausubt, ergibt
sich daraus, dass die BF weder eine berufliche Berechtigung zur Austbung der Pflege noch eine glaubhafte
Bestatigung Uber das hiefur angeblich erhaltene Entgelt vorgelegt hat. Die Behauptung, den Genannten zu pflegen,
allein, reicht nicht hin, um den Beweis dafur zu liefern. Ebenso konnte die BF keine Lebensgemeinschaft mit rémisch

40 untermauern, liefert die Meldung in seiner Unterkunft fir sich genommen noch keine Bescheinigung hiefur.

Entgegen der Beschwerdemeinung konnte - anhand des oberwahnten ZMR-Auszuges - nicht festgestellt werden, dass
die BF vom 27.02.2007 bis 02.09.2012 durchgehend im Bundesgebiet gemeldet war. Im Gegenteil ergibt sich aus dem

Inhalt des Auszugs, dass die BF innerhalb dieser Zeitspanne eben nicht in Osterreich registriert war.

Da die BF weder eine Bestatigung fur den Besuch eines Deutschkurses noch einer diesbezlglichen Sprachprifung

lieferte, konnte kein diesbezugliches Niveau von Sprachkenntnissen festgestellt werden.
3. Rechtliche Beurteilung:

Zu Spruchteil A)

3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

3.1.1. Gemal3 § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, und § 7 Abs. 1 Z 1 des BFA-
Verfahrensgesetzes (BFA-VG), BGBI. | Nr. 87/2012 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA.3.1.1. Gemal} Paragraph 9, Absatz 2, des Fremdenpolizeigesetzes 2005
(FPG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, und Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer eins, des BFA-
Verfahrensgesetzes (BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012, idgF, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA.

Da sich die gegenstandliche - zuldssige und rechtzeitige - Beschwerde gegen einen Bescheid des BFA richtet, ist das

Bundesverwaltungsgericht fur die Entscheidung Uber die gegenstandliche Beschwerde zustandig.

3.1.2. GemaB §& 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwWGG), BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist3.1.2. Gemdall Paragraph 6, des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschéftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr 33/2013 idgF, geregelt. Gemal3 § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 33 aus 2013, idgF, geregelt. Gemal
Paragraph 58, Absatz 2, VwWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
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Verfahren Uber Beschwerden gemaf? Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO),
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG), Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal 88 16 Abs. 6 und 18 Abs. 7 BFAVG sind die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG nicht anwendbaGemaR
Paragraphen 16, Absatz 6 und 18 Absatz 7, BFAVG sind die Paragraphen 13, Absatz 2 bis 5 und 22 VwGVG nicht

anwendbar.

Gemal § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss.Gemald Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss.

3.2. Zur Aufhebung des angefochtenen Bescheides.:

3.2.1. Gemall § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der
Behorde gegeben findet, den angefochtenen Bescheid, die angefochtene AuslUbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (§ 9
Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung tUber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.3.2.1.
Gemal} Paragraph 27, VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der
Behorde gegeben findet, den angefochtenen Bescheid, die angefochtene AuslUbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde
(Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung tber den Umfang der Anfechtung (Paragraph 9,
Absatz 3,) zu Uberprifen.

Gemal? § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaf’ Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wennGemall Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat das Verwaltungsgericht Uber
Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maf3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

3.2.2. Der mit "Ausweisung" betitelte 8 66 FPG idgF lautet:3.2.2. Der mit "Ausweisung" betitelte Paragraph 66, FPG idgF
lautet:

8 66. (1) EWR-Burger, Schweizer Blrger und beglnstigte Drittstaatsangehorige kénnen ausgewiesen werden, wenn
ihnen aus den Grunden des 8 55 Abs. 3 NAG das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es
sei denn, sie sind zur Arbeitssuche eingereist und kénnen nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit suchen und
begrindete Aussicht haben, eingestellt zu werden; oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (88 53a, 54a NAG)
erworben haben; im letzteren Fall ist eine Ausweisung nur zuldssig, wenn ihr Aufenthalt eine schwerwiegende Gefahr
far die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt.Paragraph 66, (1) EWR-Burger, Schweizer Burger und beglnstigte
Drittstaatsangehorige konnen ausgewiesen werden, wenn ihnen aus den Grinden des Paragraph 55, Absatz 3, NAG
das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es sei denn, sie sind zur Arbeitssuche
eingereist und kdnnen nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit suchen und begriindete Aussicht haben, eingestellt zu
werden; oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (Paragraphen 53 a, 54 a, NAG) erworben haben; im letzteren Fall
ist eine Ausweisung nur zulassig, wenn ihr Aufenthalt eine schwerwiegende Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit darstellt.

(2) Soll ein EWR-Burger, Schweizer Burger oder beglnstigter Drittstaatsangehdriger ausgewiesen werden, hat das
Bundesamt insbesondere die Dauer des Aufenthalts im Bundesgebiet, sein Alter, seinen Gesundheitszustand, seine
familiare und wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integration im Bundesgebiet und das Ausmal seiner
Bindung zum Herkunftsstaat zu berlcksichtigen.
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(3) Die Erlassung einer Ausweisung gegen EWR-Burger, Schweizer Burger oder beglnstigte Drittstaatsangehorige, die
ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im Bundesgebiet hatten, ist dann zulassig, wenn aufgrund des personlichen
Verhaltens des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die 6ffentliche Sicherheit der Republik Osterreich
durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und maRgeblich gefahrdet wirde. Dasselbe gilt fur Minderjahrige,
es sei denn, die Ausweisung wire zum Wohl des Kindes notwendig, wie es im Ubereinkommen der Vereinten Nationen

vom 20. November 1989 Uber die Rechte des Kindes vorgesehen ist.

Der mit "Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Burgern fir mehr als drei Monate" betitelte§ 51 NAG lautet:Der
mit "Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Birgern fir mehr als drei Monate" betitelte Paragraph 51, NAG

lautet:

8 51. (1) Auf Grund der Freizuigigkeitsrichtlinie sind EWR-Burger zum Aufenthalt fir mehr als drei Monate berechtigt,
wenn sieParagraph 51, (1) Auf Grund der Freiztgigkeitsrichtlinie sind EWR-Blrger zum Aufenthalt fir mehr als drei

Monate berechtigt, wenn sie
1. in Osterreich Arbeitnehmer oder Selbstandige sind;

2. far sich und ihre Familienangehorigen Uber ausreichende Existenzmittel und einen umfassenden
Krankenversicherungsschutz verflugen, so dass sie wahrend ihres Aufenthalts weder Sozialhilfeleistungen noch die

Ausgleichszulage in Anspruch nehmen mussen, oder

3. als Hauptzweck ihres Aufenthalts eine Ausbildung einschlieBlich einer Berufsausbildung bei einer offentlichen
Schule oder einer rechtlich anerkannten Privatschule oder Bildungseinrichtung absolvieren und die Voraussetzungen
der Z 2 erfillen.3. als Hauptzweck ihres Aufenthalts eine Ausbildung einschliel3lich einer Berufsausbildung bei einer
offentlichen Schule oder einer rechtlich anerkannten Privatschule oder Bildungseinrichtung absolvieren und die

Voraussetzungen der Ziffer 2, erfullen.

(2) Die Erwerbstatigeneigenschaft als Arbeitnehmer oder Selbstandiger gemafl Abs. 1 Z 1 bleibt dem EWR-Btirger, der
diese Erwerbstatigkeit nicht mehr ausubt, erhalten, wenn er(2) Die Erwerbstatigeneigenschaft als Arbeitnehmer oder
Selbstandiger gemald Absatz eins, Ziffer eins, bleibt dem EWR-Burger, der diese Erwerbstatigkeit nicht mehr ausubt,

erhalten, wenn er
1. wegen einer Krankheit oder eines Unfalls vorlibergehend arbeitsunfahig ist;

2. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemall bestatigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach mehr als einjahriger

Beschaftigung der zustandigen regionalen Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Verfugung stellt;

3. sich als Arbeitnehmer bei ordnungemal’ bestatigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach Ablauf seines auf weniger als
ein Jahr befristeten Arbeitsvertrages oder bei im Laufe der ersten zwdlf Monate eintretender unfreiwilliger
Arbeitslosigkeit der zustandigen regionalen Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Verfigung stellt, wobei in
diesem Fall die Erwerbstatigeneigenschaft wahrend mindestens sechs Monaten erhalten bleibt, oder

4. eine Berufsausbildung beginnt, wobei die Aufrechterhaltung der Erwerbstatigeneigenschaft voraussetzt, dass
zwischen dieser Ausbildung und der friheren beruflichen Tatigkeit ein Zusammenhang besteht, es sei denn, der
Betroffene hat zuvor seinen Arbeitsplatz unfreiwillig verloren.

(3) Der EWR-Burger hat diese Umstande, wie auch den Wegfall der in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Voraussetzungen der
Behorde unverzuiglich, bekannt zu geben. Der Bundesminister fur Inneres ist ermachtigt, die naheren Bestimmungen
zur Bestatigung gemal’ Abs. 2 Z 2 und 3 mit Verordnung festzulegen.(3) Der EWR-Burger hat diese Umstande, wie auch
den Wegfall der in Absatz eins, Ziffer eins bis 3 genannten Voraussetzungen der Behdrde unverziglich, bekannt zu
geben. Der Bundesminister fir Inneres ist ermdchtigt, die ndheren Bestimmungen zur Bestatigung gemafld Absatz 2,
Ziffer 2 und 3 mit Verordnung festzulegen.

Der mit "Anmeldebescheinigung" betitelte § 53 NAG lautet:Der mit "Anmeldebescheinigung" betitelte Paragraph 53,
NAG lautet:

§ 53. (1) EWR-Burger, denen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zukommt (88 51 und 52), haben, wenn sie sich
langer als drei Monate im Bundesgebiet aufhalten, dies binnen vier Monaten ab Einreise der Behdérde anzuzeigen. Bei
Vorliegen der Voraussetzungen (88 51 oder 52) ist von der Behdrde auf Antrag eine Anmeldebescheinigung
auszustellen.Paragraph 53, (1) EWR-Burger, denen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zukommt (Paragraphen 51
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und 52), haben, wenn sie sich langer als drei Monate im Bundesgebiet aufhalten, dies binnen vier Monaten ab Einreise
der Behorde anzuzeigen. Bei Vorliegen der Voraussetzungen (Paragraphen 51, oder 52) ist von der Behorde auf Antrag
eine Anmeldebescheinigung auszustellen.

(2) Zum Nachweis des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts sind ein gtltiger Personalausweis oder Reisepass sowie
folgende Nachweise vorzulegen:

1.nach 8§ 51 Abs. 1 Z 1: eine Bestatigung des Arbeitgebers oder ein Nachweis der Selbstandigkeit]. nach Paragraph 51,
Absatz eins, Ziffer eins :, eine Bestatigung des Arbeitgebers oder ein Nachweis der Selbstandigkeit;

2. nach §8 51 Abs. 1 Z 2: Nachweise Uber ausreichende Existenzmittel und einen umfassenden
Krankenversicherungsschutz;2. nach Paragraph 51, Absatz eins, Ziffer 2 :, Nachweise Gber ausreichende Existenzmittel
und einen umfassenden Krankenversicherungsschutz;

3. nach §8 51 Abs. 1 Z 3: Nachweise Uber die Zulassung zu einer Schule oder Bildungseinrichtung und Uber einen
umfassenden Krankenversicherungsschutz sowie eine Erkldarung oder sonstige Nachweise Uber ausreichende
Existenzmittel;3. nach Paragraph 51, Absatz eins, Ziffer 3 :, Nachweise Uber die Zulassung zu einer Schule oder
Bildungseinrichtung und Uber einen umfassenden Krankenversicherungsschutz sowie eine Erklarung oder sonstige
Nachweise Uber ausreichende Existenzmittel;

4. nach 8 52 Abs. 1 Z 1: ein urkundlicher Nachweis des Bestehens der Ehe oder eingetragenen Partnerschaft4. nach
Paragraph 52, Absatz eins, Ziffer eins :, ein urkundlicher Nachweis des Bestehens der Ehe oder eingetragenen
Partnerschaft;

5. nach 8 52 Abs. 1 Z 2 und 3: ein urkundlicher Nachweis Uber das Bestehen einer familidgren Beziehung sowie bei
Kindern ab Vollendung des 21. Lebensjahres und Verwandten des EWR-Blirgers, seines Ehegatten oder eingetragenen
Partners in gerader aufsteigender Linie ein Nachweis Uber die tatsachliche Unterhaltsgewahrung;5. nach Paragraph
52, Absatz eins, Ziffer 2 und 3 : ein urkundlicher Nachweis Uber das Bestehen einer familidaren Beziehung sowie bei
Kindern ab Vollendung des 21. Lebensjahres und Verwandten des EWR-BUrgers, seines Ehegatten oder eingetragenen
Partners in gerader aufsteigender Linie ein Nachweis Uber die tatsachliche Unterhaltsgewdhrung;

6. nach 8 52 Abs. 1 Z 4: ein Nachweis des Bestehens einer dauerhaften Beziehung mit dem EWR-Blrger. nach
Paragraph 52, Absatz eins, Ziffer 4 :, ein Nachweis des Bestehens einer dauerhaften Beziehung mit dem EWR-BUirger;

7. nach § 52 Abs. 1 Z 5: ein urkundlicher Nachweis einer zustandigen Behdérde des Herkunftsstaates der
Unterhaltsleistung des EWR-BUrgers oder des Lebens in hdauslicher Gemeinschaft oder der Nachweis der
schwerwiegenden gesundheitlichen Griinde, die die persdnliche Pflege durch den EWR-Burger zwingend erforderlich
machen.7. nach Paragraph 52, Absatz eins, Ziffer 5 :, ein urkundlicher Nachweis einer zustdndigen Behdrde des
Herkunftsstaates der Unterhaltsleistung des EWR-Blrgers oder des Lebens in hauslicher Gemeinschaft oder der
Nachweis der schwerwiegenden gesundheitlichen Griinde, die die personliche Pflege durch den EWR-Burger zwingend
erforderlich machen.

Der mit "Nichtbestehen, Fortbestand und Uberpriifung des Aufenthaltsrechts fiir mehr als drei Monate" betitelte§ 55
NAG lautet:Der mit "Nichtbestehen, Fortbestand und Uberpriifung des Aufenthaltsrechts fiir mehr als drei Monate"
betitelte Paragraph 55, NAG lautet:

§ 55. (1) EWR-BUrgern und ihren Angehorigen kommt das Aufenthaltsrecht gemaf3 88 51, 52, 53 und 54 zu, solange die
dort genannten Voraussetzungen erfullt sind.Paragraph 55, (1) EWR-BlUrgern und ihren Angehodrigen kommt das
Aufenthaltsrecht gemal Paragraphen 51, 52, 53 und 54 zu, solange die dort genannten Voraussetzungen erfullt sind.

(2) Der Fortbestand der Voraussetzungen kann bei einer Meldung gemdR 88 51 Abs. 3 und 54 Abs. 6 oder aus
besonderem Anlass wie insbesondere Kenntnis der Behdrde vom Tod des unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten
EWR-Biirgers oder einer Scheidung Uberpruft werden.(2) Der Fortbestand der Voraussetzungen kann bei einer
Meldung gemal’ Paragraphen 51, Absatz 3 und 54 Absatz 6, oder aus besonderem Anlass wie insbesondere Kenntnis
der Behoérde vom Tod des unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Blrgers oder einer Scheidung Uberpriift
werden.

(3) Besteht das Aufenthaltsrecht gemaR 88 51, 52 und 54 nicht, weil eine Gefdhrdung aus Grinden der 6ffentlichen
Ordnung oder Sicherheit vorliegt, die Nachweise nach § 53 Abs. 2 oder § 54 Abs. 2 nicht erbracht werden oder die
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Voraussetzungen fur dieses Aufenthaltsrecht nicht mehr vorliegen, hat die Behérde den Betroffenen hievon schriftlich
in Kenntnis zu setzen und ihm mitzuteilen, dass das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich einer
moglichen Aufenthaltsbeendigung befasst wurde. Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl ist unverziglich,
spatestens jedoch gleichzeitig mit der Mitteilung an den Antragsteller, zu befassen. Dies gilt nicht in einem Fall gemaR §
54 Abs. 7.(3) Besteht das Aufenthaltsrecht gemaR Paragraphen 51, 52 und 54 nicht, weil eine Gefahrdung aus Grinden
der offentlichen Ordnung oder Sicherheit vorliegt, die Nachweise nach Paragraph 53, Absatz 2, oder Paragraph 54,
Absatz 2, nicht erbracht werden oder die Voraussetzungen fir dieses Aufenthaltsrecht nicht mehr vorliegen, hat die
Behorde den Betroffenen hievon schriftlich in Kenntnis zu setzen und ihm mitzuteilen, dass das Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich einer mdéglichen Aufenthaltsbeendigung befasst wurde. Das Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl ist unverziglich, spatestens jedoch gleichzeitig mit der Mitteilung an den Antragsteller, zu
befassen. Dies gilt nicht in einem Fall gemal3 Paragraph 54, Absatz 7,

(4) Unterbleibt eine Aufenthaltsbeendigung (8 9 BFA-VG), hat das Bundesamt flir Fremdenwesen und Asyl dies der
Behorde mitzuteilen. Sofern der Betroffene nicht bereits Uber eine gliltige Dokumentation verflgt, hat die Behorde in
diesem Fall die Dokumentation des Aufenthaltsrechts unverziglich vorzunehmen oder dem Betroffenen einen
Aufenthaltstitel zu erteilen, wenn dies nach diesem Bundesgesetz vorgesehen ist.(4) Unterbleibt eine
Aufenthaltsbeendigung (Paragraph 9, BFA-VG), hat das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl dies der Behoérde
mitzuteilen. Sofern der Betroffene nicht bereits (iber eine glltige Dokumentation verflgt, hat die Behdrde in diesem
Fall die Dokumentation des Aufenthaltsrechts unverziglich vorzunehmen oder dem Betroffenen einen Aufenthaltstitel
zu erteilen, wenn dies nach diesem Bundesgesetz vorgesehen ist.

(5) Unterbleibt eine Aufenthaltsbeendigung von Drittstaatsangehorigen, die Angehorige sind, aber die
Voraussetzungen nicht mehr erfillen, ist diesen Angehorigen ein Aufenthaltstitel "Rot-Weil3-Rot - Karte plus"
guotenfrei zu erteilen.

(6) Erwachst eine Aufenthaltsbeendigung in Rechtskraft, ist ein nach diesem Bundesgesetz anhangiges Verfahren
einzustellen. Das Verfahren ist im Fall der Aufhebung einer Aufenthaltsbeendigung fortzusetzen, wenn nicht neuerlich
eine aufenthaltsbeendende MalRnahme gesetzt wird.

Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte§ 9 BFA-VG idgF lautet wie folgt:Der mit "Schutz des Privat-
und Familienlebens" betitelte Paragraph 9, BFA-VG idgF lautet wie folgt:

"8 9. (1) Wird durch eine Riuckkehrentscheidung gemaR§ 52 FPG, eine Anordnung zur AuBerlandesbringung gemaR§
61 FPG, eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemal § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist."§ 9. (1) Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG,
eine Anordnung zur AuBerlandesbringung gemaR Paragraph 61, FPG, eine Ausweisung gemaf Paragraph 66, FPG oder
ein Aufenthaltsverbot gemaR Paragraph 67, FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die
Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten Ziele
dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu
berucksichtigen:(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK sind insbesondere
zu berucksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,
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8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemal 8 52 FPGist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal3 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005)
verfugen, unzulissig wére.(3) Uber die Zuldssigkeit der Rickkehrentscheidung geméaR Paragraph 52, FPG ist jedenfalls
begrindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal3 Absatz eins, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung gemal Paragraph 52, FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten
drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3
vorlbergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ruckkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger oder Personen, die
Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder
Paragraphen 51, ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,)

verflgen, unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Ruckkehrentscheidung gemal3 88 52 Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn(4)
Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt,
darf eine Ruckkehrentscheidung gemald Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 Absatz eins a, FPG nicht

erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemal? § 10 Abs. 1 des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder1. ihm vor Verwirklichung
des maligeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemdaR Paragraph 10, Absatz eins, des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), Bundesgesetzblatt Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Moglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rickkehrentscheidung gemall §8 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos
scheint.(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes bereits finf
Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtméRBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Moglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Ruckkehrentscheidung gemaR Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt
allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen
Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft
beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maf3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemalR§ 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt."(6) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des
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malgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war,
darf eine Ruckkehrentscheidung gemall Paragraph 52, Absatz 4, FPG nur mehr erlassen werden, wenn die
Voraussetzungen gemdaR Paragraph 53, Absatz 3, FPG vorliegen. Paragraph 73, Strafgesetzbuch (StGB),
Bundesgesetzblatt Nr. 60 aus 1974, gilt."

3.2.3. Auf Grund des durchgefuhrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes erweist sich die
gegenstandliche Beschwerde als begrindet. Dies aus folgenden Erwdgungen:

Nach Art. 7 Abs. 1 lit. @ und b der Freizigigkeitsrichtlinie hat jeder Unionsbulrger das Recht auf Aufenthalt im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats fur einen Zeitraum von Uber drei Monaten, wenn er Arbeitnehmer oder
Selbstandiger im Aufnahmemitgliedstaat ist, oder fur sich und seine Familienangehoérigen Uber ausreichende
Existenzmittel verfugt, sodass sie wahrend ihres Aufenthalts keine Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats in
Anspruch  nehmen mussen, und er wund seine Familienangehdrigen Uber einen umfassenden
Krankenversicherungsschutz im Aufnahmemitgliedstaat verfigen.Nach Artikel 7, Absatz eins, Litera a und b der
FreizUgigkeitsrichtlinie hat jeder Unionsbirger das Recht auf Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats
flr einen Zeitraum von Uber drei Monaten, wenn er Arbeitnehmer oder Selbstdndiger im Aufnahmemitgliedstaat ist,
oder fur sich und seine Familienangehorigen Uber ausreichende Existenzmittel verfiigt, sodass sie wahrend ihres
Aufenthalts keine Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats in Anspruch nehmen mussen, und er und seine
Familienangehorigen Uber einen umfassenden Krankenversicherungsschutz im Aufnahmemitgliedstaat verfugen.

Nach Art. 8 Abs. 4 der Freizlgigkeitsrichtlinie durfen die Mitgliedstaaten keinen festen Betrag fur die Existenzmittel
festlegen, die sie als ausreichend betrachten, sondern missen die persdnliche Situation des Betroffenen
berlcksichtigen. Dieser Betrag darf in keinem Fall Uber dem Schwellenbetrag liegen, unter dem der
Aufnahmemitgliedstaat seinen Staatsangehorigen Sozialhilfe gewahrt, oder, wenn dieses Kriterium nicht anwendbar
ist, Uber der Mindestrente der Sozialversicherung des Aufnahmemitgliedstaats.Nach Artikel 8, Absatz 4, der
FreizUgigkeitsrichtlinie durfen die Mitgliedstaaten keinen festen Betrag fUr die Existenzmittel festlegen, die sie als
ausreichend betrachten, sondern mussen die personliche Situation des Betroffenen berUcksichtigen. Dieser Betrag
darf in keinem Fall Uber dem Schwellenbetrag liegen, unter dem der Aufnahmemitgliedstaat seinen Staatsangehorigen
Sozialhilfe gewahrt, oder, wenn dieses Kriterium nicht anwendbar ist, Gber der Mindestrente der Sozialversicherung
des Aufnahmemitgliedstaats.

Gemal § 66 Abs. 1 FPG kénnen u.a. EWR-Burger und beglnstigte Drittstaatsangehdrige ausgewiesen werden, wenn
ihnen aus den Griinden des § 55 Abs. 3 NAG das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es
sei denn, sie sind zur Arbeitssuche eingereist und kdnnen nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit suchen und
begriindete Aussicht haben, eingestellt zu werden; oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (88 53a, 54a NAG)
erworben haben; im letzteren Fall ist eine Ausweisung nur zulassig, wenn ihr Aufenthalt eine schwerwiegende Gefahr
far die offentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. GemaR Paragraph 66, Absatz eins, FPG kdnnen u.a. EWR-Blrger
und beglnstigte Drittstaatsangehorige ausgewiesen werden, wenn ihnen aus den Grinden des Paragraph 55, Absatz
3, NAG das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es sei denn, sie sind zur Arbeitssuche
eingereist und kdnnen nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit suchen und begriindete Aussicht haben, eingestellt zu
werden; oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (Paragraphen 53 a, 54 a, NAG) erworben haben; im letzteren Fall
ist eine Ausweisung nur zuldssig, wenn ihr Aufenthalt eine schwerwiegende Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit darstellt.

Soll ein EWR-BUrger oder ein beglnstigter Drittstaatsangehdriger ausgewiesen werden, hat die Behérde insbesondere
die Dauer des Aufenthalts im Bundesgebiet, sein Alter, seinen Gesundheitszustand, seine familidre und wirtschaftliche
Lage, seine soziale und kulturelle Integration im Bundesgebiet und das AusmaR seiner Bindung zum Herkunftsstaat zu
berucksichtigen (8 66 Abs. 2 FPG). Nach Abs. 3 dieser Bestimmung ist die Erlassung einer Ausweisung gegen u.a. EWR-
Burger oder begunstigte Drittstaatsangehdrige, die ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im Bundesgebiet hatten, dann
zulassig, wenn aufgrund des personlichen Verhaltens des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die
offentliche Sicherheit der Republik Osterreich durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und maRgeblich
gefahrdet wirde.Soll ein EWR-Blirger oder ein beglnstigter Drittstaatsangehoriger ausgewiesen werden, hat die
Behorde insbesondere die Dauer des Aufenthalts im Bundesgebiet, sein Alter, seinen Gesundheitszustand, seine
familidare und wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integration im Bundesgebiet und das AusmaR seiner
Bindung zum Herkunftsstaat zu berucksichtigen (Paragraph 66, Absatz 2, FPG). Nach Absatz 3, dieser Bestimmung ist
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die Erlassung einer Ausweisung gegen u.a. EWR-BUrger oder beglnstigte Drittstaatsangehdrige, die ihren Aufenthalt
seit zehn Jahren im Bundesgebiet hatten, dann zuldssig, wenn aufgrund des persénlichen Verhaltens des Fremden
davon ausgegangen werden kann, dass die éffentliche Sicherheit der Republik Osterreich durch seinen Verbleib im

Bundesgebiet nachhaltig und mal3geblich gefahrdet wiirde.

Wenn das Aufenthaltsrecht nach 88 51, 52 und 54 NAG nicht besteht, weil eine Gefdhrdung aus Grunden der
offentlichen Ordnung oder Sicherheit vorliegt, die Nachweise nach 8 53 Abs. 2 oder § 54 Abs. 2 NAG nicht erbracht
werden, oder die Voraussetzungen fur dieses Aufenthaltsrecht nicht mehr vorliegen, hat die Behdrde den Betroffenen
gemald 8 55 Abs. 3 NAG davon schriftlich in Kenntnis zu setzen und ihm mitzuteilen, dass die Fremdenpolizeibehérde
hinsichtlich einer mdéglichen Aufenthaltsbeendigung befasst wurde. Die Fremdenpolizeibehdrde ist unverziglich,
spatestens jedoch gleichzeitig mit der Mitteilung an den Antragsteller zu befassen.Wenn das Aufenthaltsrecht nach
Paragraphen 51, 52 und 54 NAG nicht besteht, weil eine Gefdhrdung aus Grinden der 6ffentlichen Ordnung oder
Sicherheit vorliegt, die Nachweise nach Paragraph 53, Absatz 2, oder Paragraph 54, Absatz 2, NAG nicht erbracht
werden, oder die Voraussetzungen fur dieses Aufenthaltsrecht nicht mehr vorliegen, hat die Behdrde den Betroffenen
gemal Paragraph 55, Absatz 3, NAG davon schriftlich in Kenntnis zu setzen und ihm mitzuteilen, dass die
Fremdenpolizeibehdérde  hinsichtlich ~ einer  moglichen  Aufenthaltsbeendigung  befasst wurde.  Die
Fremdenpolizeibehérde ist unverziglich, spatestens jedoch gleichzeitig mit der Mitteilung an den Antragsteller zu
befassen.

Die belangte Behorde hat im den vorliegenden Fall eine Tatigkeit der BF als geringfugig Beschaftigte und somit als
Arbeitnehmerin in Osterreich sogar bejaht, geht aber in der Folge davon aus, dass die BF die Voraussetzungen fiir den
weiteren Aufenthalt nicht mehr erfille. Wie das Bundesamt zu diesem Schluss gelangt, wird offen gelassen.

Das NAG selbst definiert den Terminus des Arbeitnehmers nicht. Wirft man jedoch einen Blick auf jene Definition des
Arbeitnehmers, der dem Arbeitsvertragsrecht inne wohnt, so sind diesem vier Gruppen immanent, namlich
Angestellte, Arbeiter, geringfligig Beschaftigte und Lehrlinge. Vor diesem Hintergrund und unter Einbeziehung des
Arbeitnehmernehmerbegriffs, von welchem die Freizligigkeitsrichtlinie ausgeht, muss der BF diese Eigenschaft
bescheinigt werden. Dies legte auch der EuGH in seiner Entscheidung vom 04.02.2016, Zahl Rs C-14/09 "Genc" dar, wie
in der Beschwerde zutreffend hervorgehoben. Die BF gilt somit als Arbeitnehmerin iSd § 51 Abs. 1 Z 1 NAG.Das NAG
selbst definiert den Terminus des Arbeitnehmers nicht. Wirft man jedoch einen Blick auf jene Definition des
Arbeitnehmers, der dem Arbeitsvertragsrecht inne wohnt, so sind diesem vier Gruppen immanent, namlich
Angestellte, Arbeiter, geringflgig Beschaftigte und Lehrlinge. Vor diesem Hintergrund und unter Einbeziehung des
Arbeitnehmernehmerbegriffs, von welchem die Freizigigkeitsrichtlinie ausgeht, muss der BF diese Eigenschaft
bescheinigt werden. Dies legte auch der EuGH in seiner Entscheidung vom 04.02.2016, Zahl Rs C-14/09 "Genc" dar, wie
in der Beschwerde zutreffend hervorgehoben. Die BF gilt somit als Arbeitnehmerin iSd Paragraph 51, Absatz eins, Ziffer
eins, NAG.

Der belangten Behorde ist somit vorzuwerfen, dass sie hinsichtlich der Anordnung der Ausweisung die fur die
Begrindung des Bescheides erforderliche Sorgfalt vermissen lasst und diese damit nicht den Erfordernissen einer
umfassenden und in sich schliissigen Begrindung einer verwaltungsbehordlichen Entscheidung entspricht (vgl. § 60
iVm.§ 58 Abs. 2 AVG).Der belangten Behdrde ist somit vorzuwerfen, dass sie hinsichtlich der Anordnung der
Ausweisung die fur die Begriindung des Bescheides erforderliche Sorgfalt vermissen lasst und diese damit nicht den
Erfordernissen einer umfassenden und in sich schltssigen Begriindung einer verwaltungsbehordlichen Entscheidung
entspricht vergleiche Paragraph 60, in Verbindung mit Paragraph 58, Absatz 2, AVG).

Aus diesem Grund ist der angefochtene Bescheid mangels Vorliegens der Voraussetzungen zur Erlassung einer
Ausweisung gem. § 66 Abs.1 FPG mit materieller Rechtswidrigkeit belastet und ist war daher aufzuhebenAus diesem
Grund ist der angefochtene Bescheid mangels Vorliegens der Voraussetzungen zur Erlassung einer Ausweisung gem.
Paragraph 66, Absatz eins, FPG mit materieller Rechtswidrigkeit belastet und ist war daher aufzuheben.

3.3. Entfall der mindlichen Verhandlung:

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom 28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die
Auslegung der in § 21 Abs. 7 BFA-VG enthaltenen Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit
der Beschwerde geklart erscheint" unter Bezugnahme auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom
12.03.2012, ZI. U 466/11 ua., festgehalten, dass der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche
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Sachverhalt von der Verwaltungsbehdrde vollstdndig in einem ordnungsgemallen Ermittlungsverfahren erhoben
worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die
gesetzlich gebotene Aktualitdit und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die Verwaltungsbehdrde muss die die
entscheidungsmaligeblichen Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmalliger Weise
offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwdgungen der verwaltungsbehdrdlichen
Beweiswurdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behordlichen Ermittlungsverfahrens
entgegenstehender oder dartber hinaus gehender fur die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden,
wobei bloR unsubstantiiertes Bestreiten des von der Verwaltungsbehoérde festgestellten Sachverhaltes ebenso auller
Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das gegen das in§ 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstoft.
SchlieBlich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte Besonderheiten bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen.Der
Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom 28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fir die Auslegung
der in Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG enthaltenen Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung
mit der Beschwerde geklart erscheint" unter Bezugnahme auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH)
vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua., festgehalten, dass der fir die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche
Sachverhalt von der Verwaltungsbehorde vollstdndig in einem ordnungsgemaflen Ermittlungsverfahren erhoben
worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die
gesetzlich gebotene Aktualitdit und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die Verwaltungsbehérde muss die die
entscheidungsmalBgeblichen Feststellungen tragende Beweiswilrdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmaliger Weise
offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwagungen der verwaltungsbehordlichen
Beweiswirdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behdrdlichen Ermittlungsverfahrens
entgegenstehender oder dartber hinaus gehender fir die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden,
wobei bloR unsubstantiiertes Bestreiten des von der Verwaltungsbehoérde festgestellten Sachverhaltes ebenso auller
Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das gegen das in Paragraph 20, BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot
verstof3t. SchlieBlich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte Besonderheiten bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen.

Im gegenstandlichen Fall konnte die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung beim Bundesverwaltungsgericht
gemal § 21 Abs. 7 BFA-VG unterbleiben, zumal die dem Bescheid der belangten Behérde anhaftenden Mangel
offenkundig waren.Im gegenstandlichen Fall konnte die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung beim
Bundesverwaltungsgericht gemall Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG unterbleiben, zumal die dem Bescheid der
belangten Behorde anhaftenden Mangel offenkundig waren.

Zu Spruchteil B): Unzuldssigkeit der Revision:

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.Die Revision gegen die
gegenstandliche Entscheidung ist gemal? Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht

worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.
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Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeflihrte Judikatur des VwWGH ist zwar zu friheren Rechtslagen ergangen, sie
ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der

nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Ubertragbar.
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